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"Initiatoren des Bürgerbe-
gehrens ziehen ihre Klage
zurück", Münchner Jl,ferkur
vom 21. Oktober:

"Die Nachrichten über ge-
scheiterte Bürgerbegehren
türmen sich seit Jahrzehnten.
Von den Ablehnungsgründen
vennögen relativ wenige
wirklich zu überzeugen.
Die Schwierigkeiten eines
Bürgerbegehrens beginnen
mit der Zulässigkeit der Fra-
gestellung und enden mit der
Schaffung vollendeter Tatsa",
ehen durch den Planungstrti-
ger. Manche Initiatoren ver-
suchen, das-schier unlösbare
Risiko einer unzulässigen

Fragestellung zu minimieren
und legen schon vor Beginn
der Unterschriftensammlung
die Fragestellung der Ge-
meinde oder dem Landrats-
amt als Rechtsaufsicht vor.
Dies verringert zwar die Ge-
fahr einer unzulässigen Frage-
stellung, aber die Gefahr, dass
der Planungsträger vollendete
Tatsachen schafft, ist riesen-
groß. So war es auch beim
Bürgerbegehren zur Unterha~
chinger Fasanenschule.
Ob\vohl der Tauschvertrag
zwischen Gemeinde und der
Finna Scl:uobenhauser schon
am 2. Februar geschlossen
war, erklärte die Gemeinde
am 4. Mai .die F,ragestellung

des Bürgerbegehrens für iil
Ordnung. Dennoch wurd,e
am 15. September das Bürger-
begehren für formell und ma-
teriell unzulässig erklärt.
Die Frage, ob die Schaffung
vollendeter Tatsachen durch
den Planungsträger über-
haupt ein Grund für die Un-
zulässigkeit eines Bürgerbc-
gehrens,sein kann, ist offen.
Bei Stuttgart 21 wurde die
Frage vom Verwaltungsge-
richt Stuttgart "bejaht; es gi,bt
hierzu aber keine gefestigte
Rechtsprechung. Maßgeben-
de Verwaltungsjuristen si1~d
der Auffassung, dass die
Schaffung vollendeter Tatsa-
chen nicht automatisch tur

Unzulässigkcit eines Bürger-
begehrens führt, vor allem
dann nicht, wenn durch trick-
reiche Auftragserteilungen
ein Bürgerbegehren torpe-
diert werden soll.
Die Vereinigung ,Mehr De-
mokratie' beklagt ,Stolper-
steine' für Bürgerbegehren.
Wenn schon viele Kommu-
nen auf Bürgerbegehren aller-
gisch reagieren, sollten doch
die Rechtsaufsichtsbehärden
dafür Sorge tragen, dass keine
ungerechtfertigten Stolper-
steine aufgebaut werden!
Erstaunlicherweise sieht der
Bayerische Landtag im Rah-
men einer Petition in dem
Grundstückstausch zwischen

Gemeinde und Bauträger
kein unzulässiges Koppe-
lungsgeschäft, .da die Ge-
meilide einen lvIehrerlös von-
zehn 1\1illionen erzielte' (sie-
he lvfünchner Merkur vom
20. Oktober). Solche fiskali-
schen Vorteile eines Pla-
nungsträgers sprechen im All-
gemeinen für die Bedenklich-
keit von solchen Transaktio-
nen. Es ist ja nicht seiten, dass
privatwirtschaftliche Erlöse
gezielt durch planerische
Schachzüge herbeigeführt
werden. Leider hat der Petiti-
onsausschuss auch nicht die
kritischen Fragen über das
koordinierte Vorgehen von
Gemeinde ·und Landratsamt

gegen die Zulässigkeit des
Bürgerbegehrens heantwor-
tet. «
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